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Drucksache IV/ 2589 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Oktober 1964 

6 — 68070 — 6010/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinsdiaften 

hier: Beamtenstatut in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft/Europäisdie Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
für 


eine Verordnung der Räte zur Änderung des Statuts der 
Beamten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft. 


Dieser Entwurf ist auf Grund eines Schreibens der EWG-Kom- 
mission vom 28. Juli 1964 vom Sekretariat der Räte am 
30. September 1964 ausgearbeitet worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Ge- 
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften zu dem genann- 
ten Verordnungsentwurf ist vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraus- 
sichtlich im November 1964 erfolgen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Diuck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 2589 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf einer Verordnung 
zur Änderung des Statuts der Beamten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 212, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, linsbesondere auf Ar- 
tikel 186, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG), Nr. 11 
(EAG) über das Statut der Beamten und über die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Kommission der 
Europäischen Atomgemeinschaft, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofs der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Räte können mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommissionen und nach Anhörung 
der anderen beteiligten Organe das Statut der Be- 
amten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft ändern. 

Es ist zweckmäßig, die Bestimmungen des Statuts 
der Beamten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft 


einerseits und des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl anderer- 
seits zu vereinheitlichen, damit die spätere Verein- 
heitlichung der für das Personal der Europäischen 
Gemeinschaften geltenden Rechtsvorschriften er- 
leichtert wird — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 79 des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft sowie in den Artikel 17 
bis 19 des Anhangs VIII dieses Statuts wird die 
Zahl „50 V. H." durch die Zahl „60 v. H." ersetzt. 

Artikel 2 

In Buchstabe A des Anhangs I des Statuts der Be- 
amten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft sind die 
Worte „Leiter der Übersetzungsabteilung, Leiter der 
Dolmetscherabteilung" in bezug auf die Besoldungs- 
gruppe LA 4 der Sonderlaufbahn Sprachendienst zu 
streichen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


h Die zur Zeit in der Besoldungsgruppe LA 4 einge- 
stuften Leiter einer Übersetzungsabteilung oder Döl- 
me tscherabteilung würden durch diese Änderung des 
Status das Recht auf Einstufung in die Besoldungs- 
gruppe LA 3 erhalten; ihre Dienstposten wären also 
gegebenenfalls in Dienstposten der Besoldungsgruppe 
LA 3 umzuwandeln. 


Geschehen zu Brüssel, am 


2 



